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Sachgebiet 12 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Schmidt (Hamburg) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Probleme der modernen Transplantationsmedizin I 


Die Transplantationsmedizin in der Bundesrepublik Deutschland 
ist gesetzlich nicht geregelt. Nachdem 1978 die damahge Bundes- 
regierung einen Gesetzentwurf vorgelegt hat, der die sogenannte 
Widerspruchslösung zur Organentnahme vorsah, der Bundesrat 
sich jedoch für die sogenannte Einwilligungslösung entschieden 
hatte, verschwanden die Entwürfe in den Schubladen. Aus dieser 
Not heraus behalfen sich die Transplantationsmediziner/innen 
mit einem Kodex, der ihnen Kriterien für eine Transplantatenent- 
nahme an die Hand geben sollte. 

Der Gesetzgeber wurde seither nicht mehr aktiv und die Bundes- 
regierung vermochte auf entsprechende Anfragen hin das Bedürf- 
nis für eine gesetzhche Regelung nicht zu erkennen. Sie argumen- 
tierte damit, daß der 1978 konzedierte Mangel an Organen durch 
die hohe Bereitschaft der Angehörigen Verstorbener zu einer 
Transplantat entnähme (90 Prozent) weitgehend behoben werden 
konnte und der Transplantationskodex der Arbeitsgemeinschaft 
ausreiche, um Mißbrauchsformen und Kommerziahsierung der 
Organspende zu verhindern. 

Während dessen nahm die Entwicklung in der Transplantations- 
medizin immer rasantere Formen an. Die Mediziner/innen be- 
klagten den ihrer Ansicht nach weiter bestehenden Mangel 
an Organen, der sich durch die Wartelisten für Organempfän- 
ger/innen zu bestätigen scheint. „Es müßten mehr Organe 
gespendet werden", fordert daher die Deutsche Stiftung für 
Organtansplantation und das Kuratorium für Dialyse und Nieren- 
transplantation auf einem Seminar im Juni 1989 (Zit. nach FR 
10. Juni 1989). Die Mediziner/innen sehen ihre Chirurgie zudem 
nicht ausreichend unterstützt, es fehle an materiellen und perso- 
nellen Kapazitäten. 

Für immer mehr Nieren-, Leber-, Herz- und Diabeteskranke 
u.a.m, bietet sich die Organtransplantation inzwischen als will- 
kommene Alternative zur konventionellen Therapie, teilweise 
auch zur unmittelbaren Lebensrettung (z. B. Knochenmark- Er- 
krankte, Herzkranke). Das subjektive Empfinden der Erleich- 
terung oder Linderung der Erkrankung durch Transplantation, 
das hoch einzuschätzen ist, läßt die zum Teil ethisch bedenklichen 
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oder medizinisch zweifelhaften Maßnahmen häufig in den Hinter- 
grund treten. 

Obwohl also die medizinische Versorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland den Standard mit anderen hochentwickelten Indu- 
strienationen durchaus hält bzw. diesen noch übertrifft, die Medi- 
zintechnik selbst weitgehend akzeptiert und die Spendebereit- 
schaft als hoch eingeschätzt wird, geht das Klagen über einen 
„Manger' an Organen weiter. Dies führte u. a. zu einer regen 
Tätigkeit auf dem kommerziellen Organmarkt - insbesondere 
machen bundesdeutsche Händler und Agenten international auf 
sich aufmerksam - und zu kriminellen Praktiken in Ländern der 
Dritten Welt, wo verelendete Massen als Organbank für die rei- 
chen Industrienationen funktionaliert werden. Neben den gesell- 
schaftlich noch nicht absehbaren Konsequenzen einer erfolg- 
reichen und noch expandierenden Transplantationsmedizin sind 
es in der Öffentlichkeit v. a. die vielfältigen Mißbrauchsformen der 
Organ „spende", die die Notwendigkeit einer gesetzlichen Rege- 
lung immer dringlicher vor Augen führen. 

Die Bundesregierung bewegt sich dabei in dem Widerspruch, zum 
einen auf die hohe Spendebereitschaft der eigenen Bevölkerung 
und dem Transplantationskodex der Arbeitsgemeinschaft zu ver- 
trauen, zum anderen jedoch „eine Steigerung der Zahl der Organ- 
transplantationen (als) dringend erforderlich „zu halten" (Presse- 
dienst des Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit vom 16. Februar 1989). Bundesministerin Ursula Lehr 
spricht am 1. Juni 1989 erneut von einem „Mangel", vertraut aber 
darauf, durch eine Verbreiterung der Akzeptanz von Organ- 
spendeausweisen der Kommerzialisierung der Organspende ent- 
gegenwirken zu können. Auf der Versammlung der Welt- 
gesundheitsorganisation (WHO) wiederum schließt sie in einer 
Resolution zur Ächtung des Organhandels gesetzgeberische Maß- 
nahmen „im Bedarfsfälle" nicht aus (Informationen des Bundes- 
ministeriums vom 23. Mai 1989), zumal zu befürchten sei, daß die 
Kommerzialisierung „reiche Patienten... bevorzugt" bedienen 
wird (Zit. FR 12. Mai 1989). 

Die Initiative der Bundesgesundheitsministerin auf der Versamm- 
lung der WHO hat allein appellativen Charakter und mag dazu 
dienen, von fehlenden konkreten Maßnahmen gegen den Handel 
mit Organen und anderen Mißbrauchsformen abzulenken. 

Bereits im November 1987 erörterten die Gesundheitsmini- 
ster/innen der 21 Mitgliedstaaten des Europarates die Probleme 
der modernen Transplantationsmedizin, ohne daß die Bundes- 
regierung sich veranlaßt gesehen hätte, das längst überfällige 
Gesetz zur Regelung der Transplantationsmedizin wieder auf den 
Weg zu bringen. Damit wird nach wie vor in einem ganz existen- 
tiellen Bereich menschhchen Lebens die medizinische, ethische 
und rechtliche Verantwortung allein in Hände einer bestimmten 
Interessengruppe, der Transplantationsmedizin, gelegt. 

Deren Bemühen zielt verständlicherweise nicht auf möglicher- 
weise einschränkende gesetzliche Maßnahmen ab, sondern auf 
eine möglichst breite Akzeptanz der Organspende z. T. unter 
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Zuhilfenahme der Unterhaltungsmedien. Die Vermeidung einer 
kritischen gesellschaftlichen Debatte um die Probleme der moder- 
nen Transplantationsmedizin trägt zeitweilig obskure Blüten. So 
protestierte die Universitätsleitung des Gießener Fachbereichs für 
Humanmedizin gegen die Ausstrahlung des international ausge- 
zeichneten Sience Fiction „Fleisch", der sozusagen im Vorgriff auf 
die Zukunft - die Menschenjagd von „Organjägern" zeigt (dpa 
vom 15. Juni 1989), obwohl das ZDF eine aktualisierte Kommen- 
tierung des Films vor seiner Ausstrahlung vornahm. 

Die vorliegende Große Anfrage verfolgt zum einen die Absicht, 
eine Bestandsaufnahme über die medizinischen und rechüichen 
Probleme der modernen Transplantationsmedizin vorzunehmen, 
und zum anderen die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 
vor Augen zu führen. Darüber hinaus soll sie dazu beitragen, die 
bislang nur vereinzelt, zumeist unter Betroffenen, geführte Dis- 
kussion über die soziale Dramatik dieser Medizintechnik zu ver- 
breitern. 

Sie knüpft an dem durch frühere Kleine Anfragen der Fraktion 
DIE GRÜNEN im Bundestag, „Organentnahme" 10/6542, „Kno- 
chenmarktransplantation, Drucksache 11/2803, „Hirntodbestim- 
mung", Drucksache 11/3759 und „Organhandel", Drucksache 
11/3993, gewonnenen Erkenntnisstand an und vertieft die dort 
teilweise nur angerissenen Fragen und Probleme. 

/. Transplantationsgesetz 

In der Bundestagsdebatte zum Transplantationsgesetz am 
26. April 1979 wies der damalige Bundesminister der Justiz Dr. 
Vogel darauf hin, daß in der Bundesrepubhk Deutschland gesetz- 
lich noch nicht geregelt sei, was in Dänemark bereits seit 1967, in 
Norwegen seit 1973, in Schweden und Italien seit 1975 und in 
Frankreich seit 1976 Gesetzeskraft erlangt habe: die Vorausset- 
zungen und Bedingungen von Organtransplantationen. Der 
Justizminister begründete den Gesetzentwurf der damaligen Bun- 
desregierung, die die sog. Widerspruchslösung vorsah: Jede Per- 
son sollte zu Lebzeiten Widerspruch gegen eine Organentnahme 
einlegen können, wenn sie im Falle ihres Todes nicht für eine 
Organspende zur Verfügung stehen wolle. Außerdem legte der 
Entwurf fest, daß eine Organentnahme „erst drei Stunden nach 
dem endgültigen Stillstand des Kreislaufs" erfolgen dürfe. Der 
Tod des Spenders/der Spenderin müsse zweifelsfrei festgestellt 
sein, ein nach Ansicht Dr. Vogels „kein besonders kompliziertes 
Problem". 

Auf den Hirntod wies der nachfolgende Sprecher hin, der lapidar 
feststellte: „Der Kreislauftote (kommt) für eine Transplantatent- 
nahme nicht mehr in Betracht". Über die Regelungsbedürftigkeit 
des Problems stimmte er mit dem Justizminister überein, jedoch 
bevorzuge seine Fraktion die sog. Einwilhgungslösung, d. h. die 
zu Lebzeiten erteilte Einwilligung zur Entnahme von Organen im 
Falle des (Hirn-)Todes. Die Widerspruchslösung „bevormunde 
den Bürger" und werte Schweigen als Zustimmung. Eine Organ- 
entnahme solle jedoch nur „aus eigener Einsicht und Überzeu- 
gung" der Betroffenen erfolgen. Diese Ansicht vertrat auch der 
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Abgeordnete einer anderen Fraktion. „Eine Rechtfertigung ärzt- 
licher Heilmaßnahmen durch das Fehlen eines Widerspruchs gibt 
es bisher weder im Gesetz noch in der Rechtsprechung'', kriti- 
sierte er die Alternative des Widerspruchs. Auch der Sprecher 
einer weiteren Fraktion schloß sich der Fürsprache zur Einwilli- 
gungslösung an. Er vertrat die Ansicht, daß das Persönlichkeits- 
recht des einzelnen „als oberster Verfassungswert" unbedingt zu 
schützen sei. 

Das gemeinsame Bestreben des Deutschen Bundestages galt 
damals der Erhöhung der Transplantationsfrequenz und der 
Rechtssicherheit der betroffenen Patientinnen/Patienten und Ärz- 
tinnen/Ärzte. Insbesondere wurde auf die Furcht vieler Menschen 
hingewiesen, der Tod sei womöglich nicht korrekt festgestellt 
worden und die Organe zu früh entnommen. 

Die damalige Debatte führte aus dem inhaltlichen Dissens einer 
Widerspruchs- bzw. Einwilligungslösung mit dem Bundesrat zu 
keiner gesetzlichen Regelung. Des weiteren konnte oder wollte 
man die Entscheidung, ob man den Hirntod als sozialen Tod des 
Menschen akzeptieren wolle, nicht treffen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu den in der 
Debatte thematisierten Fragen der Todesbestimmung und der 
vorgeschlagenen Gesetzeslösungen ein? 

2. Welches europäische Land - außer der Bundesrepublik 
Deutschland — verzichtet bislang auf eine gesetzliche Rege- 
lung für Transplantationen? 

3. Welche der europäischen Länder mit einer gesetzlichen Rege- 
lung für die Entnahme von Organen entschieden sich für die 
Einwilligungs- bzw. Widerspruchslösung? 

4. Inwieweit läßt sich ein Zusammenhang zwischen Spendebe- 
reitschaft und Einwilligungslösimg bzw. Spendebereitschaft 
und Widerspruchslösung nachweisen? 

5. In ihrer Antwort auf die mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. de With (Drucksache 10/5908, S. 8/9) erklärt die Bundesre- 
gierung, sie sei „nicht davon überzeugt, daß eine gesetzliche 
Regelung der Transplantation zu einer Erhöhung der Trans- 
plantationsfrequenz führen würde " . 

Welche anderen Gründe als die Erhöhimg der Transplanta- 
tionsfrequenz würde die Bundesregierung für eine gesetzliche 
Regelung gelten lassen? 

6. Hinsichtlich eines Transplantationsgesetzes vertritt die Bun- 
desregierung (ebda.) die Ansicht, das positive Meinungsbüd 
der Öffentlichkeit in bezug auf die Transplantationsmedizin 
solle durch „vorhandene Ängste und emotionale Vorbehalte" 
nicht negativ beeinflußt werden. „Gerade im Interesse der 
derzeit vorhandenen Aufgeschlossenheit sollte eine Konfron- 
tation der Bevölkerung mit Bürgern vermieden werden, die - 
aus welchen Gründen auch immer - die Integrität des 
Leichnams ihres Angehörigen gewahrt wissen wollen. " 
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Stellt eine gesetzliche Regelung der vielfältigen Problematik 
des Hirntodes sowie der Organentnahme in den Augen der 
Bundesregierung eine Gefährdung der „öffentlichen Mei- 
nung" dar? Wenn ja, inwieweit würde eine gesetzliche Rege- 
lung eine „Konfrontation" unter den Bürgerinnen und Bür- 
gern der Bundesrepublik Deutschland auslösen? 

7. In der Entschließung vom 4. Dezember 1986 wird die Bundes- 
regierung gebeten zu überprüfen, „in welcher Weise der 
Schutz menschlicher Überreste weiter verbessert werden 
kann und hierzu eine gesetzliche Regelung vorzubereiten". 
Der Bundesrat schloß sich dieser Entschließung am 19. De- 
zember 1986 an. In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
„Hirntodbestimmung" der GRÜNEN (Drucksache 11/3759) 
erklärt die Bundesregierung, die erforderlichen Prüfungen 
seien bislang „noch nicht abgeschlossen". 

Welchen Stand haben die in Aussicht gestellten „umfangrei- 
chen Prüfungen" ein weiteres Jahr später? 

8. In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage „Organentnahme" der 
GRÜNEN (Drucksache 10/6542) erwägt die Bundesregierung 
die Absicht, „im Rahmen der ärzthchen Selbstverwaltung" 
eine Verpflichtung zu schaffen, bei allen Verstorbenen die 
Frage einer Organentnahme „zu prüfen". 

Ist die hier zitierte Überlegung der Bundesregierung richtig 
interpretiert, wenn davon ausgegangen wird, daß mit „jedem 
Verstorbenen" nur jene Gruppe von Patientinnen und Patien- 
ten gemeint ist, bei denen aufgrund einer Hirnverletzung, 
eines Gehirnschlages oder anderer wahrscheinlich irreversi- 
bler Schäden des menschlichen Gehirns eine Organentnahme 
in Erwägung gezogen wird und die Herztätigkeit noch nicht 
ausgesetzt hat? 

9. Hat die Bundesregierung diese Überlegung weiter verfolgt, 
wenn ja, mit welchen Ergebnissen? 

10. Hätte ein Transplantationsgesetz auch für die in der Bundes- 
repubhk Deutschland lebenden Ausländerinnen und Auslän- 
der Geltung? Wenn nein, welches ist die Rechtssituation der 
hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer? 

11. Zur Situation der Transplantationsmedizin in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Wir beabsichtigen in diesem ersten Abschnitt eine Bestandsauf- 
nahme über die Bedingungen und Zielvorstellungen der bundes- 
deutschen Transplantationsmedizin. 

Diese zählt zu den sog. Wachstumsbranchen medizinischer Ver- 
sorgung und wie kaum ein anderer Bereich berührt sie die Exi- 
stenzfrage menschhchen Lebens. Das Innovationstempo der 
Medizintechnik allgemein hat schwindelerregende Höhen er- 
reicht, insgesamt gesehen, von Kritikern, bringt sie die Gesell- 
schaft „der Unfinanzierbarkeit des Gesundheitswesens" immer 
näher (Spiegel 11/89, S. 160). Nach Auffassung einiger Ärzte liegt 
der Sinn der Intensivmedizin heute zwischen den Extremen von 
„therapeutischen Nihüismus" und „realitätsferner Omnipotenz" 
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(zit. nach Spiegel 5/1989). Allerdings verfügt die Transplanta- 
tionsmedizin „nur'' über sog. halfway-technologies, d. h. sie kann 
nicht heilen, Gesundheit wiederherstellen, jedoch das Leben ver- 
längern, den Gesundheitszustand zumindest vorübergehend ver- 
bessern. Dabei bewegt sie sich in dem Widerspruch, auf der Seite 
der Organempfängerin/des Organempfängers Leben retten zu 
wollen, auf der Seite der Organspenderin/des Organspenders 
jedoch den Tod in seinem frühesten Stadium, dem sog. Hirntod, 
zu akzeptieren. 

Das in der Werbung für eine Spende so schwerwiegende Argu- 
ment der Lebensrettung verfälscht jedoch die tatsächhch vielfäl- 
tigen Motive der Transplantation, die eben auch der Gesundung 
und der Alternative z. B. zur Dialyse Rechnung trägt. Die Bundes- 
regierung selbst weist in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
„Hirntodbestimmung" auf diesen weiteren Widerspruch hin, in- 
dem sie ausführt, daß Transplantationen „nur zur Lebensrettung 
erfolgen" (S. 6), gleichzeitig jedoch eingestehen muß, daß „die auf 
eine Spendeniere wartenden Personen zumeist nicht vom Tod be- 
droht sind" (S. 3). 

Der stetig wachsende Bedarf liegt trotz kontinuierlich ansteigen- 
der Transplantationsfrequenz weiterhin über der verfügbaren An- 
zahl von Organen. Um so mehr chronisch oder akut Erkrankte 
konventionell versorgt werden können, um so länger die Warte- 
liste für ein Tansplantat. „Je besser eine medizinische Versor- 
gung, um so mehr Behandlungsbedürftige wird es geben", so der 
Präsident der Bundesärztekammer zur Entwicklung auf dem 
Gesundheitssektor (zit. nach Spiegel 11/1989, S. 156). 

1. Wie viele Menschen wurden 1980, 1985 und 1988/89 vom 
Statistischen Bundesamt als „krank geführt", so daß diese 
ihren Beruf bzw. ihre regelmäßigen Tätigkeiten nicht ausfüh- 
ren konnten? 

2. Welches sind die 10 am häufigsten auftretenden Krankheiten 
in der Bundesrepubhk Deutschland? 

3. Wie hoch ist der Ajiteil der chronisch Nieren-, Diabetes-, 
Leber- und Herzkranken? 

4. Welches sind die 10 am häufigsten auftretenden Todesur- 
sachen in den Jahren 1970, 1980 und 1988/89 (in der Reihen- 
folge der Häufigkeit)? 

5. Die Transplantationsmedizin hat erst vor wenigen Jahren 
einen bedeutenden Stellenwert in der medizinischen Versor- 
gung gewonnen. So standen z. B. noch 1967 „nur für zwei Dut- 
zend" (Spiegel 11/1989, S. 153) Nierenkranker in der Bundes- 
republik Deutschland die künstiiche Blutwäsche - Dialyse - 
zur Verfügung. Heute werden ca. 20 000 Nierenkranke mit der 
Dialyse versorgt. Die damit erreichte flächendeckende Versor- 
gung Nierenkranker bedeutet Lebensrettung zuvor Todge- 
weihter. In der Logik der modernen Transplantationsmedizin 
folgt nun daraus, daß der Bedarf an Nieren um so größer ist, als 
Nierenkranke durch konventionelle Therapien versorgt wer- 
den können. 
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Stimmt die Bundesregierung dieser Hypothese zu? Wenn ja, 
stimmt sie weiterhin darin zu, daß der absolute Bedarf an 
Nieren tatsächhch niemals gedeckt werden kann, sondern im 
Gegenteil die Verteilungskämpfe um Spendeorgane in dem 
Maße zunehmen werden, wie andere Länder eine ebenfalls 
flächendeckende Versorgung Nierenkranker mit Dialyse- 
Geräten erreichen werden? Wenn nein, welche anderen Vor- 
stellungen hegen einer gesicherten Bedarfsdeckung mit Spen- 
deorganen zugrunde? 

6. Derzeit stehen 6 000 bis 7 000 Nierenkranke auf den Warte- 
hsten der Transplantationsmedizin. In ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage „Organentnahme" (Drucksache 10/6542) 
rechnet die Bundesregierung vor, daß unter optimalen Bedin- 
gungen nur 4 000 der insgesamt 20 000 Unfallopfer für eine 
Organentnahme zur Verfügung stehen. Der damahge Bundes- 
minister der Justiz Dr. Vogel wies in der Bundestagsdebatte 
um ein Transplantationsgesetz am 26. April 1979 ebenfalls 
darauf hin, daß die Spendebereitschaft allein nicht mit der 
Zahl der tatsächlich verwendbaren Organe korrehert. 

Welche weiteren Kriterien als die Einwilhgung zur Organent- 
nahme müssen für eine Transplantation erfüllt sein? 

7. Wie viele Unfallopfer standen der Transplantationsmedizin 
1988/89 rechnerisch zur Verfügung, in wie vielen Fällen kam 
es zu einer Organentnahme? 

8. Wie viele Unfallopfer bzw. Hirnverletzte waren im gleichen 
Zeitraum rechnerisch nötig, um den angezeigten Bedarf von 
z. B. 6000 bis 7 000 Nieren zu erfüllen? 

9. Von einigen Medizinern wird die Ansicht vertreten (vgl. 
„Organspende bewahrt Leben", hrsg. vom Arbeitskreis 
Organspende), daß bei einem Unfall „grundsätzlich" die 
Frage nach einer Organspende gestellt werden sollte, wenn 
dies aufgrund der Verletzungen des Unfallopfers angezeigt 
sei. Mit dieser Auffassung sind die Unfallopfer gleichzeitig 
immer auch mögliche Organspender/Organspenderinnen. 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu dieser Ansicht 
ein? 

10. Im Vorwort der Broschüre des „Arbeitskreis Organspende" 
wird ausgeführt, daß darauf hingearbeitet würde, „die not- 
wendige Zahl von Organtransplantationen, die etwa bei der 
Niere 1 500 im Jahr beträgt" (S. 7) zu erreichen. In einer 
weiteren, ebenfalls vom Arbeitskreis Organspende heraus- 
gegebenen und vom Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit geförderten Pubhkation „Organ- 
spende bewahrt Leben" wiederum wird ein jährhcher Bedarf 
von „etwa 2 000 Nieren", „etwa 1600 Lebern" und „etwa 600 
Herzen" genannt (S. 2). Es ist anzunehmen, daß der für 1988/ 
89 genannte Bedarf über dem zuvor genannten hegt. 

Wie wird der angebhche oder tatsächhche Bedarf an Organen 
ermittelt? 

11. Wie viele Nieren, Leber, Herzen, Bauchspeicheldrüsen wur- 
den 1988/89 verpflanzt, im Vergleich zu 1985 und 1980? 
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12. Empirischen Untersuchungen zufolge nehmen in fast allen 
modernen Industrienationen die Nierenschäden zu. Die ge- 
nauen Ursachen dafür seien nicht bekannt. Als sicher gilt 
jedoch, daß dabei auch ein langjähriger Gebrauch von 
Schmerzmitteln eine große Rolle spielt. Jeder „fünfte bis 
zehnte Nierenpatient" (FR 21. Januar 1984) gehöre zu der 
wachsenden Gruppe derer, die über längere Zeit hinweg 
regelmäßig Schmerzmittel eingenommen hätten. Hinzu 
kommt, daß von den gebräuchlichen Mitteln gegen Rheuma, 
Herzrhythmusstörungen sowie Antibiotika, Sulfonamide und 
Kontrastmittel mehr als 200 nephro-toxische Stoffe bekannt 
seien, die die Nieren schädigen können. 

Wie hoch ist die Summe, die 1988/89 für nicht-rezeptpflichtige 
Schmerzmittel ausgegeben wurden (1978 ca. 300 Mio. DM)? 

13. Wie viele nephro-toxische Substanzen sind nach den für 1984 
genannten 200 hinaus bekanntgeworden? 

14. Ist eine Liste dieser Substanzen/Medikamente für Jederman/ 
Jedefrau erhältlich? Wenn nein, warum nicht? 

15. Wie hoch ist nach Kenntnis oder Schätzung der Bundesregie- 
rung die Zahl der medikamentenabhängigen Personen in der 
Bundesrepubhk Deutschland? 

16. Welche weiteren Ursachen als medikamentöse gelten bezüg- 
lich Nierenschäden als medizinisch weitgehend gesichert? 

17. Die Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medizinalbeamten 
der Länder hat im Auftrag der Gesundheitsministerkonferenz 
eine „Ist-Erhebung zum Bedarf, zur Versorgungssituation und 
zur Kostenentwicklung" der Transplantationsmedizin durch- 
geführt. 

Welches sind die zentralen Ergebnisse dieser Erhebung? 

18. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung daraus? 

19. Wie hoch ist die statistische Überlebensrate von verpflanzten 
Nieren, Lebern, Herzen, und Bauchspeicheldrüsen nach 1, 
nach 3, und nach 5, nach weiteren Jahren? 

20. Wie viele der Nieren-, Leber-, Herz- und Bauchspeicheldrü- 
sentransplantierten lassen sich nach Abstoßung des Trans- 
plantats erneut ein Spendeorgan transplantieren, differenziert 
nach Organen? 

21. Art und Umfang von Transplantationen werden beim Kura- 
torium für Heimdialyse registriert, die Gründe für die Auswahl 
der Empfängerin/des Empfängers dokumentiert. 

Welche sind die 10 am häufigsten genannten Gründe der 
Personenauswahl für ein Transplantat? 

22. Der Arbeitskreis Organspende deutet an, daß „künftig auch 
Übertragungen anderer Organe" möglich sein werden (S. 11). 

Welche anderen Organe sind gemeint? 

23. In einer Studie des Wissenschaf thchen Dienstes des Deut- 
schen Bundestages vom März 1988 wird festgestellt, daß eine 
Organentnahme nicht in allen Fällen der Lebensrettung dient. 
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sondern daß es vielfach darum gehe, eine „Wiederherstellung 
der Gesundheit'' bzw. eine „Wahlfreiheit" z.B. von Nieren- 
kranken zwischen Dialyse und Transplantat gehe (S. 30), Das 
Schlagwort von der Lebensrettung ist das stärkste Argument 
der Transplantationsmedizin, die Akzeptanz von Organspen- 
den zu erhöhen. 

Bei welchen Organen bzw. unter welchen diagnostischen Vor- 
aussetzungen kann medizinisch definitiv von Lebensrettung 
gesprochen werden? 

24. Wie hoch ist dieser Anteil im Vergleich zu der Gesamtgröße 
aller durchgeführten Transplantationen? 

25. Die Bundesregierung hat mehrfach erklärt, sie halte die Situa- 
tion auf dem Organspendesektor nicht für schlecht [vgl. Ant- 
wort auf die Frage des Abgeordneten Eimer (Führt), Druck- 
sache 11/3793] und vertraut auf die hohe Spendebereitschaft 
von Angehörigen, die nahezu bei 90 Prozent liege. Nichts 
desto trotz vertritt sie die Ansicht, daß eine Steigerung der 
Zahl von Organtransplantationen „dringend erforderlich" sei 
(Pressedienst des Bundesministeriums vom 16. Februar 1989). 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung den Widerspruch zu 
lösen, in den sie sich mit dieser ambivalenten Beurteilung 
begeben hat? 

26. Ist nach Ansicht der Bundesregierung eine Transplantation 
„Heilbehandlung" wie konventionelle Therapien auch? Wenn 
nein, wie würde sie „Heilbehandlung" und „Bypass-Maßnah- 
men" in der Transplantationsmedizin differenzieren wollen? 

27. Es ist beabsichtigt, in der nationalen Datenbank Heidelberg 
alle Spenderinnen und Spender zu speichern. 

Wer ist diese Gruppe der Spenderinnen und Spender, wie und 
durch wen wird sie ermittelt? 

28. Ist weiterhin beabsichtigt, international mit anderen Daten- 
banken zu kooperieren? Wenn ja, schließt diese Kooperation 
den Austausch von Daten bzw. Organen ein? 

29. Gibt es Bestrebungen, Spendedateien kommerziell zu betrei- 
ben? Wenn ja, welche rechtlichen Voraussetzungen müssen 
die Betreiber derartiger Dateien erfüllen? Wenn nein, wie 
versteht die Bundesregierung die Warnung des Arbeitskreises 
Organspende, wenn diese ausführt: „Gewarnt wird vor 
Organisationen, die für den Gedanken der Organspende wer- 
ben, in diesem Zusammenhang die Registrierung persönlicher 
Daten anbieten und dabei finanzielle Unterstützung durch 
einmalige Zahlung oder Erwerb der Mitgliedschaft bitten" 
(Arbeitskreis Organspende S. 26)? 

30. Welche weiteren Formen der Kommerziahsierung bietet die 
Infrastruktur der Transplantationsmedizin? 

31. Wie lang sind die durchschnittlichen Wartezeiten für Nieren-, 
Herz-, Leber- und Diabeteskranke 1988/89 im Vergleich zu 
1985 und 1980? 

32. Werden in der Bundesrepublik Deutschland sowie in Öster- 
reich und den Benelux-Staaten, den Partnerländern im Euro- 
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transplant-Verbund, Transplantationen auch in Privatkliniken 
durchgeführt? Wenn ja, wer kontrolliert die klinische Praxis 
der Transplantationsmedizin in diesen Kliniken, und kann die 
Bundesregierung ausschließen, daß in diesen Kliniken Organ- 
spenden auch auf kommerzieller Basis transplantiert werden? 

33. Besteht für ausländische Staatsangehörige die Möglichkeit, 
sich in der Bundesrepubhk Deutschland ein Spendeorgan 
transplantieren zu lassen? Wenn ja, welche Voraussetzungen 
müssen dafür gegeben sein? Wenn nein, warum nicht? 

34. Die Verpflanzung von Herzen und Leber gewinnt auch in der 
bundesdeutschen Transplantationspraxis eine immer größere 
Bedeutung. So strebt die Universitätskhnik Frankfurt z. B. eine 
Transplantationsfrequenz von 25 Herzen und 25 Lebern zum 
nächsten Jahr an. Allerdings waren die bereits in den Jahren 
1987 und 1988 beantragten zusätzhchen Stellen nicht geneh- 
migt worden (vgl. FR 1. April 1989). 

Welche materiellen Voraussetzungen müssen gegeben sein, 
um jährlich 25 Herzen und 25 Lebern verpflanzen zu können? 

35. Aus welchen Gründen wurden bisher keine Genehmigungen 
für einen weiteren Ausbau der Transplantationsstation in der 
Universitätsklinik Frankfurt gegeben? 

36. Über welche Kapazitäten für Herz- und Leberverpflanzungen 
verfügen Universitätskliniken in anderen Städten, z. B. Berlin, 
Hannover und München? 

37. Beabsichtigen weitere Kliniken, ihre Transplantationsstatio- 
nen auszubauen? Wenn ja, welche und in welchem Umfang? 

38. Steht die Bundesregierung den Bestrebungen zur Erhöhung 
der Transplantationsfrequenz bei Herzen und Lebern grund- 
sätzlich positiv gegenüber? Wenn ja, auf welche Weise beab- 
sichtigt sie, entsprechende Forderungen zu unterstützen? 
Wenn nein, welche Bedenken macht sie geltend? 

39. Der Arbeitskreis Organspende nennt einen Bedarf von ca. 600 
Herzen im Jahr. 

Wie viele Spendeherzen stehen der Transplantationsmedizin 
in der Bundesrepublik Deutschland jährlich zur Verfügung, im 
Vergleich zu 1985 und 1980? 

40. Welchen Bedarf nennt der Arbeitskreis Organspende 1988/89 
für Lebern und Bauchspeicheldrüsen? 

41. Wie viele Lebern und Bauchspeicheldrüsen, wie viele Kno- 
chenmarktransplantationen wurden im gleichen Zeitraum 
verpflanzt, im Vergleich zu 1985 und 1980? 

42. Welche medizinischen Probleme sind mit der Verpflanzung 
von Bauchspeicheldrüsen und Knochenmark verbunden? 

43. Unterstützt die Bundesregierung den Ausbau der Transplan- 
tation von Bauchspeicheldrüsen und Knochenmark, wenn ja, 
in welcher Weise? Wenn nein, welche Bedenken macht sie 
geltend? 

44. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über eine sog. 
Vorratshaltung von Organen? 
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45. In welchen Kliniken befinden sich derartige Organbanken 
und sind diese Kliniken verpflichtet, Anzahl, Herkunft und 
Verwendung der Organe zu dokumentieren? 

46. Wurden in Fällen von Vorratshaltung die Angehörigen der 
Verstorbenen darüber in Kenntnis gesetzt? Wenn nein, wie 
können sich Angehörige gegen eine Vorratshaltung von Orga- 
nen schützen? 

47. Relevant ist die Möglichkeit der Konservierung von Organen 
auch in bezug auf sog. Multi-Organentnahmen. Darunter ver- 
steht man allgemein die Entnahme mehrerer Organe, aber 
auch der Gehörknöchelchen, der Augenhornhaut, der Wirbel- 
säule und der Beckenkämme. Eine beabsichtigte Multi- 
Organentnahme darf nur nach einer „erweiterten Einwilli- 
gung" (Antwort auf die Kleine Anfrage Hirntodbestimmung, 

Drucksache 11/3759) durchgeführt werden. In mindestens 
einem Fall ist dokumentiert, daß das Transplantationsteam 
ohne Kenntnis und Einwilligung der Angehörigen eine Multi- 
Organentnahme durchgeführt hat (Bilder aus der Wissen- 
schaft, ARD 1986). 

Teilt die Bundesregierung unsere Befürchtung, daß Angehö- 
rige i.d.R. nicht detailliert und umfassend über eine beabsich- 
tigte Multi- Organentnahme in Kenntnis gesetzt und zuneh- 
mend keine entsprechenden Einwilligungen eingeholt 
werden? 

48. Im o. g. Fall wurde dem jugendlichen Spender auch die Milz 
entnommen. 

Wurde diese Milz zu Transplantationszwecken oder aus wel- 
chen anderen Gründen explantiert? 

49. Gilt für die Transplantation der Milz auch das Motiv der 
Lebensrettung? Wenn nein, welchen anderen Stellenwert 
nimmt die Milz in der Transplantationsmedizin ein? 

50. Wie hoch ist der Anteil der Multi- Organentnahme bei den 
1988/89 durchgeführten Explantationen insgesamt, im Ver- 
gleich zu 1985 und 1980 (bezogen auf die Bundesrepublik 
Deutschland)? 

51. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich die Multi- 
Organentnahme in der klinischen Praxis immer stärker durch- 
setzt? Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Ten- 
denz der Gesamtverwertung menschlicher Organe? 

52. Teilt die Bundesregierung die rechtliche Bewertung, daß eine 
Multi-Organentnahme nur dann gerechtfertigt ist, wenn Ver- 
storbene zu Lebzeiten oder Angehörige unmißverständlich in 
eine derart umfassende Explantation eingewilligt haben? 

Wenn ja, welche Sanktionen rechtlicher Art würde die Bun- 
desregierung für Multi- Organentnahmen ohne entsprechende 
Einwilligung für angemessen halten? 

Bonn, den 11. September 1989 

Frau Schmidt (Hamburg) 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr, Vollmer und Fraktion 
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